Ordnung
des Fachbereichs Rechts- und Wirtschaftswissenschaften
der Johannes Gutenberg-Universitat Mainz
fur die Prifung
im Masterstudiengang ,Internationales Privatrecht und europaisches Einheitsrecht*

vom 1. Juli 2013
StAnz. S. 1425

Aufgrund des 8 7 Abs. 2 Nr. 2 und des § 86 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 des Hochschulgesetzes in der
Fassung vom 19. November 2010 (GVBI. S. 463), zuletzt ge&ndert durch Gesetz vom 20. Dezem-
ber 2011 (GVBI. S. 455), BS 223-41, hat der Fachbereichsrat des Fachbereichs 03 der Johannes
Gutenberg-Universitat Mainz am 08. Juni 2011 und am 05. Juni 2013 die folgende Ordnung fir die
Priufung im Masterstudiengang ,Internationales Privatrecht und europdaisches Einheitsrecht* be-
schlossen. Diese Ordnung hat der Prasident mit Schreiben vom 24. Juni 2013 Az: 03/02/03/0100-
020/TM, genehmigt. Sie wird hiermit bekannt gemacht.
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I. Allgemeines

81
Geltungsbereich, Ziel des Studiums, Zweck der Masterprifung, akademischer Grad

(1) Diese Ordnung regelt die Prifung im Masterstudiengang ,Internationales Privatrecht und euro-
paisches Einheitsrecht” des Fachbereichs Rechts- und Wirtschaftswissenschaften an der Johan-
nes Gutenberg-Universitat Mainz.

(2) Der Masterstudiengang ist ein wissenschaftlicher Studiengang, der aufbauend auf einem ersten
berufsqualifizierendem Hochschulabschluss zu einem weiteren berufsqualifizierenden akademi-
schen Abschluss fuhrt. Er hat zum einen das Ziel, vertiefte wissenschaftliche Fachkenntnisse in
den Fachgebieten internationalen Privatrechts unter Berlicksichtigung der rechtshistorischen,
rechtsphilosophischen oder rechtssprachlichen Grundlagen zu vermitteln. Zum anderen soll die
Anwendung dieser Fachkenntnisse in internationalem Praxisbezug vermittelt werden.

(3) Nach erfolgreich absolviertem Studium und bestandener Prifung verleiht der Fachbereich
Rechts- und Wirtschaftswissenschaften den akademischen Grad eines ,Master of Laws (LL.M)".
Dieser Hochschulgrad darf dem Namen der Absolventin oder des Absolventen beigefigt werden.

§2
Zugangsvoraussetzungen

(1) Zugangsvoraussetzungen fur den Masterstudiengang ,Internationales Privatrecht und europai-
sches Einheitsrecht” sind:
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1. Der Nachweis eines Bachelorabschlusses im Fach Rechtswissenschaft oder eines gleichwerti-
gen Studienabschlusses an einer Hochschule in Deutschland oder im Ausland. Das Bachelorstu-
dium muss 240 Leistungspunkte (LP) im Sinne von § 5 Abs. 2 Satz 1 umfasst haben, von denen
mindestens 30 LP in franzésischsprachigen Lehrveranstaltungen absolviert wurden, die im Umfang
von mindestens 10 Leistungspunkten das Internationale Privatrecht und das europaische Wirt-
schaftsprivatrecht zum Inhalt haben.

2. Der Nachweis, dass der Prifungsanspruch fur den Studiengang ,Internationales Privatrecht und
europdisches Einheitsrecht” und fur den Studiengang Rechtswissenschaft (Abschluss: Erste juris-
tische Priifung) noch nicht verloren ist. Zur diesbeziiglichen Uberpriifung ist eine entsprechende
Erklarung vorzulegen.

(2) Es wird vorausgesetzt, dass die Studierenden Uber ausreichende aktive und passive englische
Sprachkenntnisse verfugen, die zur Lektlre englischsprachiger Fachliteratur und zur Teilnahme an
Lehrveranstaltungen in englischer Sprache befédhigen; dies umfasst nicht das Anfertigen von
schriftlichen Studienleistungen sowie von Prifungsleistungen in englischer Sprache, sofern in die-
ser Ordnung nichts anderes geregelt ist.

(3) Soweit zum Nachweis eines Bachelorabschlusses nach Abs. 1 Nr. 1 ein Abschlusszeugnis bis
zum Ende der Bewerbungsfrist nicht vorliegt, ist eine Bewerbung auf der Grundlage einer Be-
scheinigung Uber bereits erbrachte Prifungs- und Studienleistungen im Umfang von mindestens
180 Leistungspunkten, die von der zustandigen Stelle der bisherigen Hochschule ausgestellt wor-
den sein muss, moglich. Die fachspezifischen Anforderungen gemafd Absatz 1 Nr. 1 Satz 1 mus-
sen im Rahmen der bisherigen Leistungen erfillt sein. Sofern fir den Studiengang eine Zulas-
sungsbeschrankung besteht, sind die Bestimmungen der Hochschulauswahlsatzung in der aktuell
gultigen Fassung zu beachten; das endgiiltige Ergebnis des Bachelorabschlusses wird in diesem
Fall im Auswahlverfahren nicht beriicksichtigt. Wird eine Bewerberin bzw. ein Bewerber aufgrund
der in Satz 1 benannten Bescheinigung ausgewahlt, so erfolgt die Zulassung unter dem Vorbehalt,
dass innerhalb einer im Zulassungsbescheid bestimmten Frist ein Abschlusszeugnis vorgelegt
wird. Wird dieser Nachweis nicht fristgerecht erbracht, erlischt die Zulassung.

(4) Bei Studienbewerberinnen oder Studienbewerbern die weder ihre Hochschulzugangsberechti-
gung an einer deutschsprachigen Einrichtung noch einen Abschluss in einem deutschsprachigen
Studiengang erworben haben, ist der Nachweis von Deutschkenntnissen auf dem Niveau der
.Deutschen Sprachprifung fir den Hochschulzugang ausléndischer Studienbewerber (DSH)* er-
forderlich.

(5) Auch bei bestehenden Zugangsvoraussetzungen hangt die Zulassung zum Masterstudiengang
.Internationales Privatrecht und europaisches Einheitsrecht* vom erfolgreichen Durchlaufen des
Zulassungsverfahrens ab. Sofern fur den Masterstudiengang eine Zulassungsbeschrankung be-
steht, erfolgt die Zulassung gemal Hochschulauswahlsatzung.

§3
Umfang und Art der Masterprifung

(1) Die Masterprufung besteht aus folgenden Priifungsleistungen:
1. den studienbegleitenden Modulprifungen,

2. der schriftichen Masterarbeuit,

3. der miindlichen Abschlusspriifung.

(2) Die besonderen Belange behinderter Studierender zur Wahrung ihrer Chancengleichheit sind
zu bertcksichtigen. Macht eine Kandidatin oder ein Kandidat glaubhaft, dass sie oder er wegen
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langer andauernder oder standiger korperlicher Behinderung nicht in der Lage ist, die Prifungen
ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, muss die oder der Vorsitzende des Prii-
fungsausschusses gestatten, die Prifungsleistung innerhalb einer verlangerten Bearbeitungszeit
oder gleichwertige Prafungsleistungen in anderer Form zu erbringen. Dazu kann die Vorlage eines
arztlichen oder amtsarztlichen Attestes verlangt werden. Entsprechendes gilt fiir Studienleistun-
gen.

(3) Studien- und Prufungsleistungen darf nur erbringen, wer ordnungsgemaf im Masterstudien-
gang ,Internationales Privatrecht und europaisches Einheitsrecht® an der Johannes Gutenberg-
Universitat Mainz eingeschrieben und nicht beurlaubt ist sowie seinen Prifungsanspruch nicht
verloren hat. 8 2 Abs. 7 der Ordnung fiir die Zulassung und Einschreibung von Studienbewerbe-
rinnen und Studienbewerbern an der Johannes Gutenberg-Universitat Mainz bleibt davon unbe-
rahrt.

84
Regelstudienzeit, Fristen

(1) Die Regelstudienzeit einschliel3lich der Zeit fur die Anfertigung der Masterarbeit und die ab-
schlieBende Masterprifung betragt ein Jahr (2 Semester). Im Rahmen des Masterstudiengangs
sind insgesamt mindestens 60 Leistungspunkte gemal 8§ 6 zu erreichen.

(2) Erfolgt die Meldung zur Masterarbeit gemaR § 14 Absatz 4 nicht spatestens nach Abschluss
des dritten Studienjahres, gilt die Masterarbeit als erstmals nicht bestanden; fiir die Wiederholung
gelten die Fristen gemal § 15 Absatz 2. In diesem Fall ist die oder der Studierende schriftlich zur
Teilnahme an einer Studienfachberatung aufzufordern.

(3) Bei der Ermittlung der Studienzeiten, die fir die Einhaltung der in Absatz 2 genannten sowie
weiterer im Rahmen dieser Priifungsordnung vorgeschriebenen Fristen mafigeblich sind, werden
Verlangerungen und Unterbrechungen von Studienzeiten nicht berticksichtigt, soweit sie

1. durch die Mitwirkung in gesetzlich oder satzungsméafig vorgesehenen Gremien einer Hoch-
schule, einer Studierendenschaft oder eines Studierendenwerks,

2. durch Krankheit, eine Behinderung oder andere von der oder dem Studierenden nicht zu ver-
tretende Griinde oder

3. durch Schwangerschaft oder Erziehung eines Kindes; in diesen Fallen ist mindestens die In-
anspruchnahme der gesetzlichen Mutterschutzfristen und der Fristen der Elternzeit nach dem
Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz zu ermdglichen,

4. durch die Betreuung einer oder eines pflegebediirftigen Angehdrigen,

bedingt waren. Die Pflicht zum Erbringen der Nachweise nach Satz 1 obliegt den Studierenden.

§5
Modularisierter Studienaufbau, Leistungspunktesystem, Studienleistungen

(1) Die Lehrveranstaltungen und Praktika des Masterstudiengangs werden im Rahmen von Modu-
len angeboten. ,Modul“ bezeichnet thematisch und zeitlich aufeinander abgestimmte, in sich abge-
schlossene Lehreinheiten. In der Regel wird jedes Modul mit einer Modulprifung gemaf § 11 ab-
geschlossen.

(2) Jedes Modul ist mit Leistungspunkten (= LP) versehen, die dem ungefahren Zeitaufwand ent-
sprechen, der in der Regel durch die Studentin oder den Studenten fiir den Besuch aller ver-
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pflichtenden Lehrveranstaltungen des Moduls, die Vor- und Nachbereitung des Lehrstoffes, den
ggf. erforderlichen Erwerb von Leistungsnachweisen, die Prifungsvorbereitung und die Ablegung
der Modulprifung erforderlich ist. Entsprechendes gilt fir die Masterarbeit und die mindliche Ab-
schlussprifung. Die Vergabe der Leistungspunkte erfolgt jeweils nach erfolgreichem Abschluss
des Moduls gemald Absatz 1 einschlieZlich samtlicher im Rahmen des Moduls zu erbringender
Studienleistungen gemaf Absatz 4 beziehungsweise nach erfolgreichem Abschluss der Masterar-
beit und der miindlichen Abschlusspriifung. Die Mal3stéabe fur die Zuordnung von Leistungspunk-
ten entsprechen dem European Credit Transfer and Accumulation System (ECTS).

(3) Voraussetzung fur die Vergabe von Leistungspunkten fir Module ist grundsétzlich der erfolg-
reiche Abschluss der Modulprifung gemaf 8 11 nach regelmafiger und aktiver Teilnahme an den
Lehrveranstaltungen des Moduls. Die Voraussetzungen fir die aktive Teilnahme werden spates-
tens zu Beginn der Lehrveranstaltung bekannt gegeben.

(4) Der ordnungsgemale Abschluss eines Moduls kann, soweit dies im jeweiligen Anhang geregelt
ist, Uber das Bestehen der Modulprifung hinaus vom Erbringen von Studienleistungen abhangig
gemacht werden. Studienleistungen dienen vornehmlich der individuellen Leistungskontrolle; ihre
Benotung geht nicht in die Modulnote ein. Studienleistungen kdnnen nur bei einer nachgewiese-
nen regelmafigen Teilnahme an den Lehrveranstaltungen bescheinigt werden; Absatz 3 Satz 3 bis
5 bleibt hiervon unberiihrt. Eine Studienleistung ist erbracht, wenn bei der Leistungstberpriifung
eine mindestens als ,bestanden” oder mit ,ausreichend” (4,0) bewertete Leistung entsprechend 8
17 Absatz 1 erzielt wurde. Solche Leistungsuberprifungen kénnen mehrere Teile umfassen und
bestehen vor allem aus Klausuren, mindlichen Prifungen, Protokollen, Praktikumsberichten, Port-
folios, Kolloquien, Referaten, Prasentationen, praktischen Ubungen und Hausarbeiten. Naheres
regelt der Anhang. Sofern im Anhang mehrere alternative Formen der Leistungsiberprifung vor-
gesehen sind, gibt die Veranstaltungsleiterin oder der Veranstaltungsleiter die jeweilige Art und
Dauer der Leistungsuberprifung spatestens zu Beginn der Vorlesungszeit bekannt. Bei benoteten
Studienleistungen erfolgt die Bewertung gemafi § 17.

(5) Eine regelmafiige Teilnahme liegt dann vor, wenn die oder der Studierende in allen von der
Veranstaltungsleiterin oder dem Veranstaltungsleiter im Verlauf eines Semesters angesetzten Ein-
zelveranstaltungen anwesend war. Eine regelmaliige Teilnahme kann noch attestiert werden,
wenn die oder der Studierende bis zu zwei Einzelveranstaltungen, hdchstens aber vier Veranstal-
tungsstunden im Semester, versaumt hat; auf Absatz 6 Satz 3 wird verwiesen. In begriindeten
Einzelfallen kdnnen Ausnahmen zugelassen werden.

(6) Die Veranstaltungsleiterin oder der Veranstaltungsleiter unterrichtet die oder den Vorsitzenden
des Prufungsausschusses (gemafd 8 7 Abs. 2 Satz 2) unmittelbar nach Abschluss einer Lehrver-
anstaltung tber die Teilnehmerinnen und Teilnehmer; dabei sind der oder dem Vorsitzenden auch
die Namen der Teilnehmerinnen und Teilnehmer mitzuteilen, die an der Lehrveranstaltung nicht
regelmaRig teilgenommen haben. Sofern Priifungs- und Studienleistungen zu erbringen sind, wird
der Priufungsausschuss unverziiglich tber die von den Studierenden erzielten Ergebnisse unter-
richtet, sowie dariiber, welche Studierenden nicht an der Leistungstberprifung teilgenommen ha-
ben. Bei Vorlesungen wird der Nachweis der regelmafligen Teilnahme durch das Bestehen der
Modulprifung gefuhrt; die Mitteilung gemal} Satz 1 entfallt.

(7) Fur die Teilnahme an Lehrveranstaltungen ist eine fristgerechte und verbindliche Anmeldung
erforderlich. Die oder der Vorsitzende des Prifungsausschusses setzt die jeweiligen Anmeldeter-
mine und -modalitaten fest. Ubersteigt die Zahl der Anmeldungen fiir eine teilnehmerbeschrénkte
Lehrveranstaltung die Zahl der verfugbaren Platze, so sind bei der Vergabe die Richtlinien des
Senats lUber den Zugang zu Lehrveranstaltungen mit beschrankter Teilnehmerzahl in der jeweils
gultigen Fassung zu verwenden.
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(8) Leistungspunkte fur einzelne Lehrveranstaltungen werden nur auf schriftichen Antrag und nur
zu Zwecken des Transfers bescheinigt.

(9) Voraussetzung fur die Vergabe von Leistungspunkten fir das Berufspraktikum ist der Nachweis
der aktiven Teilnahme. Die aktive Teilnahme ist von der ausbildenden Einrichtung zu bescheini-
gen. Die Bescheinigung muss die Bezeichnung der Einrichtung, Angaben zur Person (Vorname,
Nachname, Geburtsdatum, Matrikelnummer) sowie die Art und Dauer der Tatigkeit enthalten. Uber
das Praktikum ist von der Praktikantin oder dem Praktikanten ein Praktikumsbericht zu erstellen
und im Rahmen einer vom Fachbereich organisierten Veranstaltung eine miindliche Préasentation
zu halten.

86
Studienumfang, Module

(1) Der zeitliche Gesamtumfang in Semesterwochenstunden (= SWS) der fir den erfolgreichen
Abschluss des Studiums erforderlichen Lehrveranstaltungen (Pflicht- und Wahlpflichtveranstaltun-
gen) betragt, abhangig von der Wahl des Wahlpflichtmoduls, 14 bis 16 SWS. Hinzu kommen Prak-
tika, die Masterarbeit und die mindliche Abschlussprifung.

Né&heres hierzu ist im Anhang geregelt.

(2) Zum erfolgreichen Abschluss des Studiengangs muissen insgesamt mindestens 60 Leistungs-
punkte (LP) nachgewiesen werden, davon entfallen:

1. auf die Pflichtmodule 12 LP,
2. auf das Wabhlpflichtmodul 12 LP
3. fur Praktika gemal Absatz 5 11 LP,
4. auf die Masterarbeit 20 LP,
5. auf die Abschlussprifung 5LP.

(3) Die den jeweiligen Modulen zugehérigen Pflicht- und Wahlpflichtveranstaltungen sind im An-
hang aufgefiihrt. Der Fachbereich sowie die kooperierenden Einrichtungen stellen das fur jedes
Modul erforderliche Lehrangebot sicher.

(4) Lehrveranstaltungen oder Module, die bereits in identischer Form in dem Masterstudiengang
zugrundeliegenden Bachelorstudiengang absolviert wurden, kénnen im Masterstudiengang nicht
belegt werden. Eine erneute Anrechnung der Studien- und Prufungsleistungen ist ausgeschlossen.
Hiervon ausgenommen sind Leistungen, die zusatzlich zu den fur den Bachelorabschluss erforder-
lichen Studien- und Prifungsleistungen erbracht wurden.

(5) Teil des Masterstudiengangs ,Internationales Privatrecht und europaisches Einheitsrecht” ist
ein neunwochiges Berufspraktikum. Das Berufspraktikum ist von Studierenden, die ihren Bachelor-
Abschluss in Frankreich erworben haben, in einem deutschsprachigen Land und dort an einer
Praktikumsstelle zu absolvieren, an der Uberwiegend Deutsch gesprochen wird. Von sonstigen
Bachelor-Absolventinnen und -Absolventen ist es im franzdsischsprachigen Ausland und dort an
einer Praktikumsstelle zu absolvieren, an der Uberwiegend Franzésisch gesprochen wird. Die
Pflicht zur Gewinnung eines geeigneten Praktikumsplatzes obliegt den Studierenden.

(6) Abweichend von Absatz 5 Satz 2 kénnen Studierende, die bereits vor dem Masterstudium min-
destens ein Semester Rechtswissenschaft an einer deutschen Hochschule studiert haben, bis zu
funf Wochen des Praktikums in einem nicht deutschsprachigen Land absolvieren, wenn das Prak-
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tikum bei einer international oder européisch ausgerichteten Praktikumsstelle (z.B. Kanzlei, Unter-
nehmen, Behdrde) durchgefihrt wird.

(7) Abweichend von Absatz 5 Satz 3 kdnnen Studierende, die bereits vor dem Masterstudium min-
destens zwei Semester Rechtswissenschaft an einer franzdsischen Partnerhochschule studiert
haben, bis zu finf Wochen des Praktikums in einem nicht franzdsischsprachigen Land absolvieren,
wenn das Praktikum bei einer international oder europdisch ausgerichteten Praktikumsstelle (z.B.
Kanzlei, Unternehmen, Behdérde) durchgefihrt wird

§7
Prifungsausschuss

(1) Fur die Organisation der Prifungen und die durch diese Ordnung festgelegten Aufgaben setzt
der Fachbereichsrat einen Prifungsausschuss ein.

(2) Dem Prifungsausschuss gehdren vier Mitglieder aus der Gruppe der Hochschullehrerinnen
und Hochschullehrer, sowie je ein Mitglied aus der Gruppe der Studierenden, aus der Gruppe der
akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und aus der Gruppe der nichtwissenschatftlichen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an. Die oder der Vorsitzende sowie deren oder dessen Stellvertre-
terin oder Stellvertreter miissen Hochschullehrerinnen oder Hochschullehrer sein. Der Prifungs-
ausschuss entscheidet mit einfacher Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder; bei Stimmen-
gleichheit gibt die Stimme der oder des Vorsitzenden den Ausschlag. Bei Abstimmungen tber Pri-
fungsleistungen ist 8 25 Abs. 5 HochSchG anzuwenden. Die Amtszeit des studentischen Mitglieds
betragt ein Jahr, die der Ubrigen Mitglieder drei Jahre. Die Wiederwahl eines Mitglieds ist moglich.
Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, wird eine Nachfolgerin oder ein Nachfolger fir die restliche
Amtszeit gewahilt.

(3) Soweit nichts anderes bestimmt ist, ist der Priifungsausschuss fur alle Entscheidungen zustan-
dig, die aufgrund dieser Ordnung zu treffen sind; er kann die Erledigung von Aufgaben an die Vor-
sitzende oder den Vorsitzenden delegieren. Der Prifungsausschuss achtet darauf, dass die Best-
immungen dieser Ordnung eingehalten werden. Er berichtet regelmafig dem Fachbereich tber die
Entwicklung der Studien- und der Prifungszeiten einschliel3lich der tats&chlichen Bearbeitungszei-
ten fur die Masterarbeit sowie tber die Verteilung der Modulnoten und der Gesamtnoten; der Be-
richt ist in geeigneter Weise durch die Hochschule offen zu legen. Der Prifungsausschuss gibt
dariiber hinaus dem zustdndigen Fachausschuss fur Studium und Lehre und dem Fachbereich
Anregungen zur Reform des Studienplans und der Prifungsordnung.

(4) Der Prufungsausschuss hat im Zusammenwirken mit dem Fachbereich sicherzustellen, dass
die Studien- und Prufungsleistungen in den in dieser Ordnung festgesetzten ZeitrAumen erbracht
werden kdnnen. Zu diesem Zweck soll die Kandidatin oder der Kandidat rechtzeitig sowohl tber
Art und Zahl der im Rahmen eines Moduls zu erbringenden Studien- und Priifungsleistungen als
auch uber die Termine, zu denen sie zu erbringen sind, informiert werden. Den Kandidatinnen und
Kandidaten sind fiir jede Studien- und Prifungsleistung rechtzeitig auch die jeweiligen Wiederho-
lungstermine bekannt zu geben.

(5) Die Mitglieder des Prufungsausschusses haben das Recht, allen Leistungsuberprifungen und
Modulprifungen beizuwohnen. Dieses Recht erstreckt sich nicht auf die Beratung und die Be-
kanntgabe der Note.

(6) Der Prifungsausschuss ist dazu berechtigt, wissenschaftliche Arbeiten auch mit Hilfe elektroni-
scher Mittel auf Tauschungen und Tauschungsversuche zu Uberprifen. Zu diesem Zweck kann er
von der Verfasserin oder dem Verfasser die Vorlage einer geeigneten elektronischen Fassung der
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Arbeit innerhalb einer angemessenen Frist verlangen. Wird dieser Aufforderung nicht nachge-
kommen, kann die Arbeit als nicht bestanden bewertet werden.

(7) Die Sitzungen des Prifungsausschusses sind nicht 6ffentlich. Die Mitglieder des Prifungsaus-
schusses unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im 6ffentlichen Dienst stehen,
sind sie durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden zur Verschwiegenheit zu verpflichten.

(8) Belastende Entscheidungen des Priifungsausschusses sind der oder dem betroffenen Studie-
renden unverziglich schriftlich mitzuteilen. Der Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu
versehen.

88
Pruferinnen und Prifer

(1) Die Masterprifung einschlie3lich der Modulprifungen wird von Priferinnen oder Prifern
durchgefuhrt. Der Prifungsausschuss bestellt die Priferinnen und Prifer. Er kann die Bestellung
der oder dem Vorsitzenden Ubertragen.

(2) Pruferinnen oder Prifer sind Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, Habilitierte, wissen-
schaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Aufgaben gemal § 56 Abs. 1 Satz 2 HochSchG,
Lehrbeauftragte gemafl § 63 HochSchG sowie Lehrkréafte flr besondere Aufgaben gemal § 58
HochSchG. Professorinnen und Professoren im Ruhestand, Honorarprofessorinnen und Honorar-
professoren sowie in der beruflichen Praxis erfahrene Personen gemal § 25 Abs. 4 Satz 2 Hoch-
SchG kénnen auf Vorschlag des Fachbereichsrats durch Beschluss des Priifungsausschusses zu
Pruferinnen oder Priifern bestellt werden. Als Priiferinnen oder Prifer fir eine Fachprifung kann
nur benannt werden, wer in dem Fach, in dem die Prifung abgelegt wird, eine Lehrtatigkeit an ei-
ner Hochschule ausibt oder in den zuriickliegenden vier Semestern ausgeiibt hat oder ber nach-
gewiesene einschléagige berufspraktische Erfahrungen verfigt.

(3) Die oder der Vorsitzende des Prifungsausschusses sorgt dafir, dass den Kandidatinnen oder
Kandidaten die Namen der Priferinnen oder Prifer rechtzeitig, in der Regel mindestens vier Wo-
chen vor dem Priufungstermin, bekannt gegeben werden.

(4) Fur die Pruferinnen und Prifer gilt 8 7 Abs. 7 Satz 2 und 3 entsprechend.

(5) Auch die Prufungsberechtigten der auslandischen Partneruniversititen des Fachbereichs kon-
nen zu Priferinnen oder Priifern sowie Beisitzerinnen oder Beisitzern bestellt werden. Dabei gelten
die Absatze 2 bis 4 entsprechend.

§9
Anrechnung von Prifungsleistungen

(1) Prufungsleistungen werden ohne Gleichwertigkeitsprifung angerechnet, wenn sie an einer
Hochschule in Deutschland in dem gleichen Studiengang erbracht wurden, soweit keine wesentli-
chen Unterschiede bei den Modulen hinsichtlich der erworbenen Kompetenzen bestehen und der
Studiengang akkreditiert ist.

(2) Prufungsleistungen aus anderen Studiengdngen werden angerechnet, sofern keine wesentli-
chen Unterschiede hinsichtlich der erworbenen Kompetenzen bestehen. Bei dieser Anrechnung ist
kein schematischer Vergleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung vorzu-
nehmen. Hierzu sind Inhalt, Umfang und Anforderungen der Priifungsleistungen heranzuziehen.
Bei der Anrechnung von Priifungsleistungen, die aul3erhalb Deutschlands erbracht wurden, sind



Ordnung fur die Prifung im Masterstudiengang ,,Internationales Privatrecht und europaisches Einheitsrecht* 9

die von der Kultusministerkonferenz (KMK) und Hochschulrektorenkonferenz (HRK) gebilligten
Aquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von Hochschulkooperationsvereinba-
rungen zu beachten.

(3) Fur Prufungsleistungen in staatlich anerkannten Fernstudien, fir multimedial gestutzte Pri-
fungsleistungen sowie fir Prifungsleistungen von Frihstudierenden gelten die Absatze 1 und 2
entsprechend; Absatz 2 gilt aul3erdem fur Prifungsleistungen an anderen Bildungseinrichtungen,
insbesondere an staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakademien sowie an Fach- und In-
genieurschulen und Offiziershochschulen der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik.

(4) AuRerhalb des Hochschulbereichs erworbene gleichwertige Kenntnisse und Qualifikationen
werden in der Regel maximal bis zur Halfte des Hochschulstudiums anerkannt.

(5) Werden Priufungsleistungen anerkannt, werden Noten - soweit die Notensysteme vergleichbar
sind - Gbernommen und in die Berechnung der Gesamtnote einbezogen. Bei unvergleichbaren
Notensystemen wird der Vermerk ,bestanden” aufgenommen. Im Zeugnis wird eine Kennzeich-
nung der Anerkennung vorgenommen. Den anerkannten Prifungsleistungen werden die Leis-
tungspunkte zugerechnet, die in dieser Ordnung hierflir vorgesehen sind.

(6) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absatze 1 bis 3 besteht ein Rechtsanspruch auf Aner-
kennung. Die Anerkennung von Prufungsleistungen in fachlich verwandten Studiengangen erfolgt
von Amts wegen. Die Studierenden haben die fur die Anrechnung erforderlichen Unterlagen zu
den von der Johannes Gutenberg-Universitat Mainz genannten Fristen vorzulegen.

(7) Beabsichtigt die oder der Studierende ein Auslandsstudium mit anschlie3ender Anerkennung
von im Ausland erbrachten Prifungsleistungen, soll sie oder er vor Beginn des Auslandstudiums
mit der oder dem Vorsitzenden des Priifungsausschusses oder einer oder einem hierzu Beauftrag-
ten ein Gespréch uber die Anerkennungsfahigkeit der Prifungsleistungen fihren.

(8) Die Kandidatin oder der Kandidat legt dem Prifungsausschuss die fur die Anerkennung erfor-
derlichen Unterlagen vor, aus denen die Bewertung, die Leistungspunkte und die Zeitpunkte samt-
licher Prufungsleistungen hervorgehen, denen er sich in einem anderen Studiengang oder an an-
deren Hochschulen bisher unterzogen hat. Aus den Unterlagen muss ersichtlich sein, welche Mo-
dulprifungen nicht bestanden oder wiederholt wurden. Die Unterlagen missen von derjenigen
Hochschule ausgestellt sein, an der die Priifungsleistungen abgelegt wurden. Uber die Anerken-
nung entscheidet der Prifungsausschuss nach Anhérung der jeweiligen Fachvertreterin oder des
Fachvertreters.

(9) Bei den Anerkennungsverfahren werden samtliche von der Kandidatin oder dem Kandidaten
abgelegten — sowohl die bestandenen als auch die nicht bestandenen —Priifungsleistungen, zu
denen es gleichwertige Prufungsleistungen in diesem Masterstudiengang gibt, berticksichtigt. § 18
Abs. 3 Satz 1 und 2 ist anzuwenden.

(10) Sofern Anerkennungen vorgenommen werden, kdnnen diese mit Auflagen hinsichtlich nach-
zuholender Prifungsleistungen verbunden werden. Auflagen und eventuelle Fristen, innerhalb der
diese zu erfillen sind, sind der Kandidatin oder dem Kandidaten schriftlich mitzuteilen. Die Mittei-
lung ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.
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Il. Prifung

§ 10
Meldung und Zulassung zur Masterprifung

(1) Der Antrag auf Zulassung zur Masterprifung ist im ersten Semester des Masterstudiums zu
stellen, und zwar bei Aufnahme des Studiums im Sommersemester bis zum 31. Mai, bei Aufnahme
des Studiums im Wintersemester bis zum 30. November. § 193 des Birgerlichen Gesetzbuchs
findet Anwendung. Wird der Antrag im ersten Semester nicht oder nicht fristgemal gestellt, so
kénnen in diesem Semester keine Prifungsleistungen erbracht werden; er ist fristgemaf im Folge-
semester zu stellen. Die oder der Vorsitzende des Prifungsausschusses bestimmt die Form des
Antrags.

(2) Dem Antrag auf Zulassung zur Masterpriifung sind beizufiigen:

1. eine Erklarung dartiber, ob die Kandidatin oder der Kandidat bereits eine Masterpriifung im
Masterstudiengang ,Internationales Privatrecht und europaisches Einheitsrecht* an einer Hoch-
schule in Deutschland endgdltig nicht bestanden hat oder ob sie oder er sich in einem nicht ab-
geschlossenen Prifungsverfahren an einer Hochschule in Deutschland oder im Ausland befin-
det,

2. eine Erklarung dartber, ob und ggf. wie oft die Kandidatin oder der Kandidat bereits Pri-
fungsleistungen und prifungsrelevante Studienleistungen im Masterstudiengang ,Internationa-
les Privatrecht und europdaisches Einheitsrecht” oder in denselben Fachern oder Modulen eines
anderen Studienganges an einer Hochschule in Deutschland oder im Ausland nicht bestanden
hat.

In der Erklarung geméal Nummer 2 hat die Kandidatin oder der Kandidat zu versichern, dass sie
oder er im Falle eines gleichzeitigen Studiums in einem anderen Studiengang dem Prifungsaus-
schuss den Beginn und Abschluss des Priifungsverfahrens sowie das Nichtbestehen von Prifun-
gen und Leistungsuberprifungen in dem anderen Studiengang unverziglich schriftlich mitteilen
wird.

(3) Die Zulassung zur Masterpriifung wird abgelehnt, wenn
1. der Antrag auf Zulassung nicht form- oder fristgemaf vorgelegt wurde oder
2. die Unterlagen gemal Absatz 2 unvollstdndig sind oder

3. die Kandidatin oder der Kandidat nicht im Masterstudiengang ,Internationales Privatrecht
und européisches Einheitsrecht an der Johannes Gutenberg-Universitdat Mainz einge-
schrieben ist oder

4. die Kandidatin oder der Kandidat eine Masterprifung in demselben Studiengang an einer
Hochschule in Deutschland endgultig nicht bestanden hat oder

5. die Kandidatin oder der Kandidat wegen der Anrechnung von Fehlversuchen gemal3 § 18
Abs. 3 keine Mdglichkeit mehr zur Erbringung von Prifungsleistungen hat, die fir das Be-
stehen der Masterprifung erforderlich sind.

(4) Wird die Kandidatin oder der Kandidat zur Masterprifung nicht zugelassen, ist ihr oder ihm
diese Entscheidung unter Angabe der Griinde schriftlich mitzuteilen. Dem Bescheid ist eine
Rechtsbehelfsbelehrung beizufiigen.
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§11
Modulprifungen

(1) Die Modulprifungen werden studienbegleitend erbracht; sie schlieRen das jeweilige Modul ab.
Durch die Modulprifung soll die Kandidatin oder der Kandidat nachweisen, dass sie oder er die
Inhalte und Methoden des Moduls in den wesentlichen Zusammenhangen beherrscht und die er-
worbenen Kenntnisse und Féahigkeiten anwenden kann. Gegenstand der Modulprifungen sind
grundsétzlich die Inhalte der Lehrveranstaltungen des jeweiligen Moduls.

(2) Eine Modulprifung besteht grundsétzlich aus einer Prifungsleistung, die in schriftlicher Form
gemalR § 13 stattfindet. Die Art und Dauer der Modulprifungen der einzelnen Module sind im An-
hang geregelt.

(3) Eine Modulprifung kann in der Regel erst abgelegt werden, wenn die dem Modul gemaR An-
hang zugeordneten Lehrveranstaltungen besucht worden sind. Uber Ausnahmen entscheidet der
Prifungsausschuss.

§12
Anmeldung zu Modulprifungen

(1) Fur die Teilnahme an Modulprifungen ist eine fristgerechte und verbindliche Anmeldung bei
der oder dem Vorsitzenden des Prifungsausschusses erforderlich.

(2) Die Anmeldung zu Modulprifungen soll in der Regel in dem Semester erfolgen, in dem die letz-
te Lehrveranstaltung des jeweiligen Moduls besucht wird. § 10 Abs. 3 gilt entsprechend.

(3) Die oder der Vorsitzende des Prifungsausschusses setzt in Absprache mit den Priferinnen
oder Prifern gemal 8 8 die jeweiligen Prifungs- und Anmeldetermine fest. Die Prifungs- und
Anmeldetermine werden zu Beginn des Semesters bekannt gemacht. Nach Ablauf der Anmelde-
frist ist ein Rucktritt nur noch in begriindeten Einzelféallen mdglich; insbesondere bei nachgewiese-
ner Erkrankung, nachzuweisendem Fachwechsel, nachzuweisender Exmatrikulation oder nachzu-
weisendem Hochschulwechsel.

§13
Schriftliche Modulprifungen

(1) Unter einer schriftlichen Prifung in Form einer Klausur ist die schriftiche Bearbeitung einer
oder mehrerer von der Priuferin oder dem Prifer gestellten Aufgaben zu verstehen, die mit den
gelaufigen Methoden des Faches, in begrenzter Zeit, mit in der Regel begrenzten Hilfsmitteln und
unter Aufsicht zu erfolgen hat. Klausuren kénnen in multimedial gestiitzter Form durchgefuhrt wer-
den, sofern die Voraussetzungen hierflir gemal Absatz 6 gegeben sind.

(2) Unter einer schriftlichen Prifung in Form einer Hausarbeit ist die schriftliche Bearbeitung eines
von der Priferin oder dem Priifer gestellten Themas mit den geldufigen Methoden des Faches in
begrenzter Zeit zu verstehen. Sie muss Bestandteil eines Moduls sein. Das Thema sollte so ge-
wahlt werden, dass der zeitliche Gesamtaufwand fur die Bearbeitung des Themas einer studenti-
schen Arbeitsbelastung (im Sinne von § 5 Abs. 2 Satz 1) von insgesamt vier Wochen (Vollzeit)
entspricht.

(3) Schriftliche Prifungsleistungen werden in der Regel von einer Priferin oder einem Prifer be-
wertet. Bei einer Bewertung durch zwei Priferinnen oder Prifer errechnet sich die Note aus dem
arithmetischen Mittel beider Bewertungen. § 17 Abs. 2 gilt entsprechend.
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(4) Ist die zweite Wiederholung einer schriftichen Prifung nicht bestanden, findet hierzu eine
miindliche Erganzungsprifung statt, wenn dies fir das jeweilige Modul oder das jeweilige Fach im
Anhang vorgesehen ist. Diese Erganzungsprifung ist grundsatzlich als Einzelprifung abzuhalten
und soll zwischen 15 und 45 Minuten dauern; sie ist zeitnah durchzufihren. Bei der mindlichen
Erganzungsprifung wird lediglich dariiber entschieden, ob die Kandidatin oder der Kandidat die
Note 4,0 oder schlechter erhélt. Eine mindliche Erganzungsprifung ist ausgeschlossen, wenn die
Kandidatin oder der Kandidat an der Prifung nicht teilgenommen hat oder wenn die Bewertung
,hicht ausreichend” auf § 19 Abs. 3 beruht.

(5) Multimedial gestitzte Prufungsleistungen (,e-Klausuren®) sind zuléssig, sofern sie dazu geeig-
net sind, den Nachweis gemaR § 11 Abs. 1 Satz 2 zu erbringen oder hierzu beizutragen; erforderli-
chenfalls kénnen sie durch andere Prufungsformen erganzt werden. Multimedial gestitzte Pri-
fungsaufgaben werden in der Regel von zwei Priferinnen oder Prifern erarbeitet. Sie bestehen
insbesondere in Freitextaufgaben, Lickentexten, Zuordnungsaufgaben. Multiple Choice-Fragen
sind unter den Voraussetzungen gemafd Abs. 7 zulassig. Vor der Durchfiihrung multimedial ge-
stutzter Prifungsleistungen ist sicherzustellen, dass die elektronischen Daten eindeutig identifiziert
sowie unverwechselbar und dauerhaft den Kandidatinnen und Kandidaten zugeordnet werden
kénnen. Die Prifung ist in Anwesenheit einer fachlich sachkundigen Person (Protokollfihrerin oder
-fiihrer) durchzufiihren. Uber den Priifungsverlauf ist eine Niederschrift anzufertigen, in die mindes-
tens die Namen der Protokollfiihrerin oder des Protokollfiinrers sowie der Prifungskandidatinnen
und -kandidaten, Beginn und Ende der Prifung sowie eventuelle besondere Vorkommnisse aufzu-
nehmen sind. Den Kandidatinnen und Kandidaten ist gemaf den Bestimmungen des 8§ 23 Md6g-
lichkeit der Einsichtnahme in die multimedial gestitzte Prifung sowie das von ihnen erzielte Er-
gebnis zu gewahren. Die Aufgabenstellung einschlief3lich einer Musterlésung, das Bewertungs-
schema, die einzelnen Prifungsergebnisse sowie die Niederschrift sind gemaR den gesetzlichen
Bestimmungen zu archivieren.

(6) Eine Priufung im Antwort-Wahl-Verfahren (,Multiple-Choice-Priifung®) liegt dann vor, wenn die
Bestehensgrenze ausschlieflich durch Markieren der richtigen oder der falschen Antworten er-
reicht werden kann. Hierbei wird die Bestehensgrenze von der Pruferin oder dem Prifer, je nach
Schwierigkeitsgrad der Klausur, zwischen 50 und 60 Prozent festgelegt. Prifungen im Antwort-
Wahl-Verfahren sind nur zuldssig, wenn sie dazu geeignet sind, den Nachweis Uber das Erreichen
des Prufungsziels geméafl? 8§ 11 Abs. 1 Satz 2 zu erbringen. Eine Prifung im Antwort-Wahl-
Verfahren ist von zwei Priferinnen oder Prifern vorzubereiten. Die Pruferinnen und Prifer wahlen
den Prifungsstoff aus, formulieren die Fragen, legen die Antwortmdglichkeiten und die Gewich-
tung der Fragen fest. Hierbei ist sicherzustellen, dass das Verhéltnis der zu erzielenden Punkte in
den einzelnen Fragen zur erreichbaren Gesamtpunktzahl dem jeweiligen Schwierigkeitsgrad ent-
spricht. Sie erstellen das Bewertungsschema und wenden es im Anschluss an die Prifung an. Die
Prifungsfragen missen zweifelsfrei verstehbar, eindeutig beantwortbar und dazu geeignet sein,
den zu Uberprifenden Kenntnis- und Wissenstand der Kandidatinnen und Kandidaten eindeutig
festzustellen. Die Voraussetzungen fiir das Bestehen der Priifung sind vorab festzulegen. Vor der
erstmaligen Durchfiihrung einer Prifung im Antwort-Wahl-Verfahren ist dem zustdndigen Pru-
fungsausschuss von den Priferinnen und Priufern eine Beschreibung der Prifung vorzulegen, aus
der sich die Eignung gemaf Satz 2 ergibt. Ferner sind fiir jede Prifung

. die ausgewahlten Fragen,
. die Musterl6sung und
. das Bewertungsschema

beim zustandigen Prifungsausschuss zu hinterlegen. Die Priifung ist bestanden, wenn die Kandi-
datin oder der Kandidat mindestens die fiir das Bestehen der Priifung erforderliche Mindestpro-
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zentzahl der insgesamt erreichbaren Punkte erzielt. Diese Mindestprozentzahl ist konstant gleich
der Bestehensgrenze, falls die durchschnittliche Prifungsleistung aller Prifungsteilnehmerinnen
und Prufungsteilnehmer (in Prozent) den Wert der Bestehensgrenze nicht unterschreitet. Falls die
durchschnittliche Prifungsleistung diesen Wert jedoch unterschreitet, wird die erforderliche Min-
destprozentzahl festgelegt als Summe des klausurspezifischen Bonus und der mit dem klausur-
spezifischen Faktor multiplizierten durchschnittlichen prozentualen Prifungsleistung aller Pri-
fungsteilnehmerinnen und -teilnehmer.

Der klausurspezifische Bonus ist das statistisch zu erwartende Prifungsergebnis (in Prozent),
wenn die Multiple-Choice-Fragen der Prifung von der Kandidatin oder dem Kandidaten bei opti-
maler Strategie rein zufallig ausgefillt werden. Der klausurspezifische Faktor ist gleich der Diffe-
renz von Eins und dem Verhaltnis des klausurspezifischen Bonus zur Bestehensgrenze. Wurde die
fur das Bestehen der Prifung erforderliche Mindestpunktzahl erreicht, so lautet die Note

.sehr gut”, wenn mindestens 75 Prozent,
~gut’, wenn mindestens 50 aber weniger als 75 Prozent,
.befriedigend”, wenn mindestens 25 aber weniger als 50 Prozent,

»=ausreichend”,wenn keine oder weniger als 25 Prozent

der Uber die Mindestpunktzahl hinausgehenden Punkte erreicht worden sind. Es wird empfohlen,
Prufungen im Antwort-Wahl-Verfahren nur dann durchzufihren, wenn die Anzahl der Prifungsteil-
nehmerinnen und Prifungsteilnehmer sowie die Anzahl der Prifungsfragen 30 nicht unterschreitet,
und sie so zu gestalten, dass der klausurspezifische Bonus den Wert 20 Prozent nicht Gberschrei-
tet. Nach einer nichtbestandenen zweiten Wiederholung einer Prifung im Antwort-Wahl-Verfahren
findet eine mindliche Ergdnzungsprifung gemal Absatz 4 statt; in Abweichung von Absatz 5 ist
diese jedoch verpflichtend.

(7) Uber Hilfsmittel, die bei einer Klausur benutzt werden diirfen, entscheidet die Priiferin oder der
Prufer.

814
Masterarbeit

(1) Die Masterarbeit ist eine Prufungsarbeit, die zeigen soll, dass die Kandidatin oder der Kandidat
dazu in der Lage ist, ein Problem aus dem Gegenstandsbereich des Masterstudiengangs mit den
erforderlichen Methoden in dem festgelegten Zeitraum zu bearbeiten. Die Betreuerin oder der Be-
treuer der Arbeit hat die Pflicht, die Kandidatin oder den Kandidaten bei der Anfertigung der Mas-
terarbeit anzuleiten und sich regelmaRig Uber den Fortgang der Arbeit zu informieren.

(2) Die Betreuung der Masterarbeit wird von einer Person aus dem Kreis der Prifungsberechtigten
gemal § 8 Abs. 2 oder 5 ibernommen. Soll die Masterarbeit in einer nicht dem zustandigen Fach-
bereich angehdrenden Einrichtung angefertigt werden, bedarf es hierzu der Zustimmung der oder
des Vorsitzenden des Prifungsausschusses.

(3) Die Meldung zur Masterarbeit gemalR Absatz 4 erfolgt unter Angabe der Betreuerin oder des
Betreuers an den Priufungsausschuss. Findet die Kandidatin oder der Kandidat keine Betreuerin
und keinen Betreuer, so sorgt die oder der Vorsitzende des Prufungsausschusses dafir, dass die-
se oder dieser rechtzeitig ein Thema fur eine Masterarbeit erhalt. Sind die Voraussetzungen zur
Anmeldung erfullt, wird die Kandidatin oder der Kandidat zur Masterarbeit zugelassen; § 10 Abs. 3
gilt entsprechend. Das Thema der Arbeit wird sodann durch die Betreuerin oder den Betreuer im
Benehmen mit der Kandidatin oder dem Kandidaten bestimmt.
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(4) Die Meldung zur Masterarbeit erfolgt in der Regel am Ende des ersten Fachsemesters.
(5) Die Bearbeitungszeit der Masterarbeit betragt 4 Monate.

(6) Thema, Aufgabenstellung und Umfang der Masterarbeit sind von der Betreuerin oder von dem
Betreuer so zu begrenzen, dass die Frist zur Anfertigung der Masterarbeit in deutscher und fran-
zosischer Sprache gemalR Absatz 7 Satz 1 eingehalten werden kann. Die Ausgabe des Themas
der Masterarbeit durch die Betreuerin oder den Betreuer an die Kandidatin oder den Kandidaten ist
dem Priufungsausschuss unverziiglich mitzuteilen. Der Zeitpunkt der Ausgabe ist beim Prifungs-
ausschuss aktenkundig zu machen. Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb des ersten
Monats der Bearbeitungszeit zuriickgegeben werden. Ein neues Thema ist unverziglich, spates-
tens jedoch innerhalb von vier Wochen, zu vereinbaren; Satz 1 und Absatz 5 gelten entsprechend.
Betreuerin oder Betreuer und Kandidatin oder Kandidat kdnnen jederzeit einvernehmlich ohne Be-
arbeitungsfrist das Thema einengen oder erweitern.

(7) Die Masterarbeit muss inhaltsgleich in deutscher und in franzdsischer Sprache angefertigt wer-
den. Sicherzustellen sind:

1. hinreichende sprachliche Qualifikation in der gewahlten Fremdsprache seitens der gewahl-
ten Betreuerin oder des Betreuers,

2. Madoglichkeit zur Bestellung einer Zweitgutachterin oder eines Zweitgutachters gemaR Ab-
satz 9 Satz 2 mit hinreichender sprachlicher Qualifikation.

(8) Die Kandidatin oder der Kandidat reicht die Masterarbeit fristgemaf beim Prifungsausschuss
gebunden und in jeder Sprache in dreifacher Ausfertigung sowie in elektronischer Form ein. Sie
oder er hat eine schriftliche Versicherung gemaf § 19 Abs. 5 einzureichen. Der Zeitpunkt der Ab-
gabe ist aktenkundig zu machen. Wird die Masterarbeit nach Absatz 5 nicht fristgerecht oder nicht
in der Form gemalR Satz 1 und 2 abgegeben, gilt sie als mit ,ungentigend” (0 Punkte) bewertet.

(9) Der Prufungsausschuss leitet die Masterarbeit der Betreuerin oder dem Betreuer als Erstgut-
achterin oder Erstgutachter zu. Gleichzeitig bestellt er eine weitere Gutachterin oder einen weite-
ren Gutachter aus dem Kreis der Prifungsberechtigten gemald § 8 Abs. 2 und 5 zur Zweitbewer-
tung und leitet ihr oder ihm die Arbeit zu. Mindestens eine oder einer der Gutachtenden soll Hoch-
schullehrerin oder Hochschullehrer des zustdndigen Fachbereichs der Universitat Mainz sein.

(10) Die vorgelegte Masterarbeit ist von den Gutachterinnen und Gutachtern gemalf3 den Vorgaben
des § 17 zu bewerten und es ist je ein schriftliches Gutachten zu erstellen. Weichen die Bewertun-
gen der beiden Gutachten bis zu einer vollen Notenstufe (€ 3 Punkte) voneinander ab, so sind die
Gutachtenden gehalten, sich auf eine gemeinsame Note zu einigen. Kommt die Einigung nicht
zustande, wird die Gesamtnote aus dem arithmetischen Mittel der beiden Einzelbewertungen ge-
bildet. Gehen die Noten der beiden Gutachten um mehr als eine volle Notenstufe (>3 Punkte) aus-
einander, so sind die Gutachtenden gehalten, sich auf eine gemeinsame Note zu einigen. Kommt
die Einigung nicht zustande, bestimmt die oder der Vorsitzende des Prifungsausschusses eine
dritte Pruferin oder einen dritten Prifer, die oder der im Rahmen der Bewertungen der Gutachten-
den abschliel3end entscheidet (Stichentscheid). Das Bewertungsverfahren soll acht Wochen nicht
Uberschreiten.
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§15
Nichtbestehen und Wiederholung der Masterarbeit

(1) Die Masterarbeit ist nicht bestanden, wenn die Gesamtnote nicht mindestens ,ausreichend” (4
Punkte) ist.

(2) Eine nicht bestandene Masterarbeit kann einmal wiederholt werden. Der Prifungsausschuss
sorgt dafiir, dass die Kandidatin oder der Kandidat innerhalb von sechs Wochen nach entspre-
chender Bekanntgabe ein neues Thema fir eine Masterarbeit erhalt. Eine Rickgabe des Themas
in der in Absatz 6 Satz 4 genannten Frist ist nur zuldssig, wenn die Kandidatin oder der Kandidat
bei der ersten Anfertigung ihrer oder seiner Masterarbeit von dieser Méglichkeit keinen Gebrauch
gemacht hat.

(3) Eine zweite Wiederholung der Masterarbeit ist ausgeschlossen.

§ 16
Mundliche Abschlussprifung

(1) Ist die Masterarbeit mit mindestens der Note ,ausreichend” (4 Punkte) bestanden, gilt die Kan-
didatin oder der Kandidat als zur mindlichen Abschlussprifung zugelassen; § 10 Abs. 3 bleibt
unberthrt. Diese Prifung soll innerhalb von vier Wochen nach Beendigung des Bewertungsverfah-
rens gemald § 14 Abs. 10 stattfinden. Der Termin fur die Abschlussprifung wird von dem Pri-
fungsausschuss festgelegt und der Kandidatin oder dem Kandidaten unverziiglich schriftlich mitge-
teilt.

(2) Die Prufung dauert 20 Minuten. Sie wird von zwei Priferinnen oder Prifern durchgefihrt. In der
Regel sollte eine oder einer der Prifenden die Betreuerin oder der Betreuer der Masterarbeit sein.

(3) Gegenstand der Abschlusspriifung sind der Inhalt der Masterarbeit, Frage- und Aufgabenstel-
lungen im Kontext des fur die Masterarbeit gewahlten Themas sowie der Inhalt des Moduls 1 ,In-
ternationales Privat- und Verfahrensrecht”. Der Kandidatin oder dem Kandidaten ist Gelegenheit
zu geben, im Rahmen der Prifungszeit ihre oder seine Arbeit vorzustellen; die Vorstellung darf
zehn Minuten nicht Gberschreiten. Prifungssprache ist in der Regel Deutsch, in begriindeten Ein-
zelfallen kann die Prifung auf Franzésisch gefuhrt werden; die Vorgaben des § 14 Abs. 7 sind
entsprechend anzuwenden.

(4) Im Anschluss an die Prifung legen die Prufenden die Note fiir die miindliche Abschlussprifung
fest. Die mindliche Abschlussprifung ist nicht bestanden, wenn die Prifungsleistung schlechter
als ,ausreichend” (4 Punkte) bewertet wird. Die Vergabe von Einzelnoten fiir Teile der mindlichen
Prufung ist unzulassig.

(5) Das Ergebnis ist der Kandidatin oder dem Kandidaten jeweils im Anschluss an die mindliche
Prufung bekannt zu geben. Bei Nichtbestehen sind der Kandidatin oder dem Kandidaten die Griin-
de zu ertffnen.

(6) Uber den Verlauf jeder mundlichen Abschlusspriifung ist eine Niederschrift anzufertigen. In der
Niederschrift sind die Namen der Priferinnen oder Prifer, der oder des Protokollfihrenden sowie
der Kandidatin oder des Kandidaten, Beginn und Ende der miindlichen Prifung, die wesentlichen
Gegenstande der mundlichen Prifung, die Prifungsleistungen und die erteilten Noten aufzuneh-
men. Die Niederschrift darf nicht in elektronischer Form abgefasst werden. Sie ist unverziglich
nach Abschluss der Priifung dem zustéandigen Prifungsamt zuzuleiten.
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(7) Auf Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten kann die zentrale Gleichstellungsbeauftragte
oder die Gleichstellungsbeauftragte des Fachbereichs an mindlichen Priifungen teilnehmen.

§ 17
Bewertung der Prifungsleistungen

(1) Fur die Bewertung der einzelnen Prifungsleistungen gilt 8 8 Abs. 2 der Juristischen Ausbil-
dungs- und Prifungsordnung Rheinland-Pfalz entsprechend.

(2) Eine Modulprifung ist bestanden, wenn die abschlieRende Modulprifung mindestens mit der
Note ,ausreichend” (4 Punkte) bewertet wurde.

(3) Fur die Festsetzung der Gesamtnote der Masterpriifung gilt 8 8 Abs. 3 der Juristischen Ausbil-
dungs- und Prifungsordnung Rheinland-Pfalz entsprechend.

(4) Zur Ermittlung der Gesamtnote der Masterprifung werden die Noten fur die einzelnen Mo-
dulprifungen gemald § 11, die Note fur die Masterarbeit und die Note der miindlichen Abschluss-
prifung mit den jeweiligen Leistungspunkten multipliziert, addiert und durch die Gesamtzahl der
einbezogenen Leistungspunkte dividiert. Bei der Bildung der Gesamtnote werden nur die erste und
zweite Dezimalstelle hinter dem Komma bertcksichtigt, alle weiteren Stellen werden ohne Run-
dung gestrichen.

8§18
Bestehen und Nichtbestehen, Wiederholen von Prifungen

(1) Die Masterpriifung ist bestanden, wenn die Modulprifungen gemafl 8 11 zu den gemal § 6
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und 2 vorgeschriebenen Modulen erfolgreich abgelegt wurden, das Praktikum
erfolgreich absolviert wurde sowie die Masterarbeit und die mindliche Abschlussprifung jeweils
mindestens mit der Note ,ausreichend” (4 Punkte) bewertet wurden.

(2) Pflicht- und Wahlpflicht-Modulprifungen, die nicht bestanden sind oder als nicht bestanden
gelten, konnen hdochstens zweimal wiederholt werden. Bei nicht bestandenen Wahlpflicht-
Modulprifungen kénnen Studierende einmal wahrend des gesamten Studiengangs das Wahl-
pflicht-Modul nach dem ersten, zweiten oder endgultigen Nicht-Bestehen wechseln. Die oder der
Studierende erhélt fur die neue Wahlpflicht-Modulprifung erneut drei Versuche, um die Prifung
erfolgreich abzuschlieBen. Ein Rickwechsel ist ausgeschlossen. Die nichtbestandene Modulprii-
fungsleistung wird nach Bestehen der Wechselméglichkeit nicht im Zeugnis ausgewiesen. Davon
unberthrt bleiben alle weiteren Regelungen von § 18 zum Bestehen und Nichtbestehen sowie
Wiederholen von Prifungen. Die Wiederholung einer bestandenen Prifungsleistung zur Notenver-
besserung ist ausgeschlossen.

(3) Nicht bestandene Prifungsleistungen oder prifungsrelevante Studienleistungen in demselben
Masterstudiengang an einer anderen Hochschule in Deutschland sind als Fehlversuche auf die
zulassige Zahl der Wiederholungsprufungen anzurechnen. Als Fehlversuche anzurechnen sind
ferner nicht bestandene Prifungsleistungen in Modulen oder Prifungsgebieten eines anderen
Studienganges an einer Hochschule in Deutschland, die denen im Masterstudiengang ,Internatio-
nales Privatrecht und européisches Einheitsrecht* im Wesentlichen entsprechen, soweit flr deren
Bestehen gleichwertige oder geringere Anforderungen gestellt wurden.

(4) Die Meldung zur ersten Wiederholung einer Modulprifung bzw. Modulteilpriifung soll innerhalb
von sechs Monaten nach ihrem Nichtbestehen erfolgen, die Meldung zur zweiten Wiederholung
innerhalb von sechs Monaten nach dem Nichtbestehen der ersten Wiederholung. In begriindeten
Fallen kénnen langere Fristen vorgesehen werden, fir die erste und eine zweite Wiederholung
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insgesamt jedoch nicht mehr als ein Jahr und neun Monate. Werden Fristen fir die Meldung zur
Wiederholung von Prifungen versdumt, gelten die versaumten Priifungen als nicht bestanden. § 4
Abs. 3 ist anzuwenden.

(5) Fur die Wiederholung der mindlichen Abschlusspriifung gelten die Absatze 2 bis 4 entspre-
chend; fur die Wiederholung der Masterarbeit gilt § 15.

(6) Kann eine Prifungsleistung nicht mehr erbracht oder wiederholt werden, ist die Masterpriifung
endgultig nicht bestanden und eine Fortfilhrung des Studiums in demselben Masterstudiengang
nicht mehr méglich.

(7) Ist die Masterprifung endgultig nicht bestanden, so erteilt der Prifungsausschuss der Kandida-
tin oder dem Kandidaten hiertiber einen schriftichen Bescheid, der mit einer Rechtsbehelfsbeleh-
rung zu versehen ist.

819
Versaumnis, Ricktritt, Tauschung, Ordnungsverstol}

(1) Wenn die Kandidatin oder der Kandidat zu einem ordnungsgemar festgesetzten und mitgeteil-
ten Termin ohne triftige Griinde nicht erscheint oder wenn sie oder er nach Beginn der Priifung
ohne triftige Grinde zurdcktritt, wird die jeweilige Prifungsleistung mit ,ungentigend” (O Punkte)
bewertet. Prifungen gelten auch dann als nicht bestanden, wenn sie die Kandidatin oder der Kan-
didat nicht innerhalb der vorgesehenen Fristen abgelegt hat. Das Gleiche gilt, wenn eine schriftli-
che Prufungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird.

(2) Die fur das Versaumnis oder den Riuicktritt gemaR Absatz 1 geltend gemachten Griinde missen
dem Prifungsausschuss unverzuglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Er-
kennt der Prufungsausschuss die Griinde an, wird ein neuer Termin anberaumt. Bereits vorliegen-
de Prifungsergebnisse sind in diesem Fall anzurechnen. Erfolgen Versaumnis oder Rucktritt we-
gen Krankheit der Kandidatin oder des Kandidaten, so muss dies durch ein arztliches Attest nach-
gewiesen werden. Die Kandidatin oder der Kandidat muss das arztliche Attest unverzuglich, d.h.
ohne schuldhaftes Zbgern, spatestens bis zum dritten Tag nach dem Prifungstermin beim Pri-
fungsausschuss vorlegen. Bei einer erstmalig vorgetragenen Prifungsunfahigkeit ist regelmafig
ein einfaches &rztliches Attest ohne weitere Angaben ausreichend, welches lediglich die Prifungs-
unfahigkeit aus &arztlicher Sicht bescheinigt. Im Wiederholungsfall kann die Vorlage eines qualifi-
zierten arztlichen Attestes, welches den Zeitpunkt der arztlichen Behandlung, Art, Umfang und
Dauer der Erkrankung sowie deren Auswirkungen auf die Priifungsféhigkeit bescheinigt, oder ei-
nes Amtsarztes ohne diese Angaben verlangt werden. Eine Verpflichtung zur Angabe der arztli-
chen Diagnose ist nicht zuldssig. Der Krankheit der Kandidatin oder des Kandidaten steht die
Krankheit eines von ihr oder ihm Uberwiegend allein zu versorgenden Kindes oder pflegebedurfti-
gen Angehdrigen gleich. Werden die Griinde anerkannt, so ist nach deren Wegfall die Prifung
zum nachstmoglichen Prifungstermin abzulegen.

(3) Versucht die Kandidatin oder der Kandidat, das Ergebnis einer Prifung durch Tauschung oder
Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, oder erweist sich eine Erklarung geman
Absatz 5 als unwahr, gilt die betreffende Prifungsleistung als mit ,ungentigend” (O Punkte) absol-
viert. Auf 8 7 Abs. 6 wird verwiesen. Stort eine Kandidatin oder ein Kandidat den ordnungsgema-
Ren Ablauf einer Prifung, kann sie oder er von der jeweiligen Priiferin oder dem jeweiligen Prifer
oder Aufsichtfihrenden in der Regel nach Abmahnung von der Fortsetzung der Prifungsleistung
ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prifungsleistung als mit ,ungeniigend*
(O Punkte) absolviert. In schwerwiegenden Fallen kann der Prifungsausschuss die Kandidatin
oder den Kandidaten von der Erbringung weiterer Prifungsleistungen ausschliel3en.
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(4) Die Kandidatin oder der Kandidat kann innerhalb einer Frist von einem Monat verlangen, dass
Entscheidungen nach Absatz 3 Satz 1 und 3 vom Priifungsausschuss Uberpriift werden. Belasten-
de Entscheidungen sind der Kandidatin oder dem Kandidaten unverziglich schriftlich mitzuteilen,
zu begriinden und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Der Kandidatin oder dem Kan-
didaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur AuRerung zu geben.

(5) Bei schriftlichen Prifungsleistungen geméafR § 13 mit Ausnahme von Klausuren sowie bei der
Masterarbeit gemaR 8§ 15 hat die oder der Studierende bei der Abgabe der Arbeit eine schriftliche
Erklarung vorzulegen, dass sie oder er die Arbeit in deutscher und franzdsischer Sprache selb-
standig verfasst, ausschlief3lich die angegebenen Quellen und Hilfsmittel verwendet und von der
Ordnung zur Sicherung guter wissenschaftlicher Praxis in Forschung und Lehre und zum Verfah-
ren zum Umgang mit wissenschaftlichem Fehlverhalten Kenntnis genommen hat. Erweist sich eine
solche Erklarung als unwahr oder liegt ein sonstiger Tauschungsversuch oder ein Ordnungsver-
stol3 bei der Erbringung von Prifungsleistungen vor, gelten die Absatze 3 und 4 entsprechend.

§ 20
Zeugnis, Urkunde, Diploma Supplement

(1) Hat eine Kandidatin oder ein Kandidat die Masterpriifung bestanden, so erhalt sie oder er tber
die Ergebnisse unverziglich, in der Regel innerhalb von sechs Wochen nach der letzten bestan-
denen Prifungsleistung ein Zeugnis. Das Zeugnis enthélt die Noten der Modulprifungen, der Mas-
terarbeit, der mindlichen Abschlussprifung und die Gesamtnote gemaf § 17 Abs. 3 und 4. Die
jeweils erworbenen Leistungspunkte sind anzugeben. Ferner enthdlt das Zeugnis das Thema der
Masterarbeit. Werden Modulpriifungen an einer anderen Hochschule abgelegt und anerkannt, wird
der Name der Hochschule, an der die Modulpriifungen abgelegt wurden, im Zeugnis genannt. Im
Zeugnis wird zusatzlich der der Gesamtnote entsprechende ECTS-Grad sowie die dazugehorige
ECTS-Definition gemald dem jeweils gultigen Bewertungsschema des European Credit Transfer
and Accumulation System dargestellt, sofern die hierzu erforderlichen Daten vorliegen.

(2) Das Zeugnis tragt das Datum des Tages, an dem die letzte Prifungsleistung erbracht worden
ist. Das Zeugnis ist von der oder dem Vorsitzenden des Prifungsausschusses zu unterzeichnen
und mit dem Stempel des Fachbereiches oder dem Siegel des Landes zu versehen.

(3) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der Kandidatin oder dem Kandidaten eine Urkunde ausge-
handigt, die die Verleihung des Grades eines ,Master of Laws (LL.M.)* beurkundet. Die Urkunde
tragt das Datum des Zeugnisses. Sie wird von der oder dem Vorsitzenden des Prifungsausschus-
ses und der Dekanin oder dem Dekan des Fachbereichs unterzeichnet und mit dem Stempel des
Fachbereiches oder dem Siegel des Landes versehen.

(4) Zeugnis und Urkunde sind deutsch- und franzésischsprachig verfasst.

(5) Zusatzlich erhalt die Absolventin oder der Absolvent ein Diploma Supplement (DS) entspre-
chend dem ,Diploma Supplement Modell* von Europaischer Union/Europarat/UNESCO. Es ist von
der oder dem Vorsitzenden des Priifungsausschusses zu unterzeichnen. Als Darstellung des nati-
onalen Bildungssystems (DS-Abschnitt 8) ist der zwischen KMK und HRK abgestimmte Text in der
jeweils geltenden Fassung zu verwenden. Das Diploma Supplement enthalt insbesondere Anga-
ben Uber die Hochschule, die Art des Abschlusses, das Studienprogramm, die Zugangsvorausset-
zungen, die Studienanforderungen und den Studienverlauf sowie Uber das deutsche Studiensys-
tem.

(6) Zeugnis, Urkunde und Diploma Supplement sind deutsch- und englischsprachig verfasst. Auf
Antrag kénnen die Dokumente zusatzlich in einer anderen gangigen Fremdsprache abgefasst
werden; die Kosten hierfur tragt erforderlichenfalls die Absolventin oder der Absolvent. Bei Zeug-
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nissen, Urkunden und Diploma Supplements, die nicht deutschsprachig verfasst sind, ist die Ver-
wendung elektronischer Unterschriften oder Faksimilestempel zuléssig.

(7) Studierende, die die Universitat ohne Abschluss verlassen oder ihr Studium an der Universitéat
in einem anderen Studiengang fortsetzen, erhalten auf Antrag und gegen Vorlage der entspre-
chenden Nachweise eine zusammenfassende Bescheinigung uber erbrachte Studien- und Pri-
fungsleistungen. Der Antrag ist schriftlich unter Beifigung der erforderlichen Unterlagen an den
Prufungsausschuss zu richten.

lll. Schlussbestimmungen

§21
Ungultigkeit der Masterprifung

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Studien- oder Prifungsleistung getauscht und
wird diese Tatsache erst nach der Aushandigung des Zeugnisses bekannt, so kann der Prifungs-
ausschuss nachtréglich die Noten fiir diejenigen Studien- oder Prifungsleistungen, bei deren Er-
bringung die Kandidatin oder der Kandidat getduscht hat, entsprechend berichtigen und die Pri-
fung oder die Studienleistung ganz oder teilweise fir nicht bestanden erklaren. Die Priferinnen
oder Prufer werden vorher gehort.

(2) Waren die Voraussetzungen fur die Zulassung zu einer Prifung nicht erfillt, ohne dass die
Kandidatin oder der Kandidat hieriber tauschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aus-
handigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der Prifung ge-
heilt. Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Zulassung vorsatzlich zu Unrecht erwirkt, so ent-
scheidet der Prifungsausschuss.

(3) Der Kandidatin oder dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur AuBerung zu
geben.

(4) Das unrichtige Prifungszeugnis, das Diploma Supplement und gegebenenfalls der entspre-
chende Studiennachweis sind einzuziehen und gegebenenfalls neu zu erteilen. Mit diesen Doku-
menten ist auch die Masterurkunde einzuziehen, wenn die Prifung aufgrund einer Tauschungs-
handlung fur ,nicht bestanden* erklart wurde. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz
2 ist nach einer Frist von zwei Jahren ab dem Datum des Prifungszeugnisses ausgeschlossen.

§ 22
Widerspruch

Gegen Prifungsentscheidungen kann fristgerecht nach Bekanntgabe der Prifungsentscheidung
beim Vorsitzenden des Priifungsausschusses schriftlich Widerspruch eingelegt werden. Uber den
Widerspruch entscheidet der Prifungsausschuss.

823
Informationsrecht der Kandidatin oder des Kandidaten

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich vor Abschluss der Masterpriifung Gber Ergebnisse
(Noten) ihrer oder seiner Studien- und Prufungsleistungen informieren.
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(2) Der Kandidatin oder dem Kandidaten wird auf schriftlichen Antrag Einsicht in ihre oder seine
Prufungsakten einschlieRlich der Masterarbeit und die darauf bezogenen Gutachten und in die
Prufungsprotokolle gewéhrt.

(3) Der Antrag ist binnen eines Jahres nach dem Ablegen einer Priifungsleistung bei der oder dem
Vorsitzenden des Prifungsausschusses zu stellen. Die oder der Vorsitzende des Prifungsaus-
schusses bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme.

824
Elektronischer Dokumentenverkehr

Die Johannes Gutenberg-Universitdt Mainz kann vorsehen, dass die Vorlage von in dieser Ord-
nung vorgesehenen Dokumenten, insbesondere im Anmeldeverfahren zu Lehrveranstaltungen
und Prifungen, in elektronischer Form erfolgt.

825
Inkrafttreten

(1) Diese Ordnung tritt mit Ausnahme der Bestimmung in Absatz 2 am Tage nach ihrer Veroffentli-
chung in Kraft.

(2) Die Regelung in § 2 Abs. 3 Satz 2 findet erst auf das Bewerbungsverfahren zum Sommerse-
mester 2014 Anwendung.

Mainz, den 1. Juli 2013.
Der Dekan
des Fachbereichs Rechts- und Wirtschaftswissenschaften
der Johannes Gutenberg-Universitat Mainz

Univ.-Prof. Dr. Andreas Roth
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Anhang zu den 88 5, 6, 11-13 : Module

Das Studium gliedert sich in die folgenden Pflicht- und Wahlpflichtmodule:

1. Internationales Privat- und Verfahrensrecht

2. Vertiefung Sprachen und Grundlagen. Eines der folgenden zwei Wahlpflichtmodule ist zu wéahlen:
2.1. Grundlagenféacher fur Fortgeschrittene
2.2. Englische Rechtsterminologie

3. Berufspraktikum

Die ndheren Einzelheiten zu den Modulen finden sich im jeweils giiltigen Modulhandbuch.

1. Modul Internationales Privat- und Verfahrensrecht

Lehrveranstaltung Art |Regel- Verpflicht- | SWS LP Studienleistung, Modulteil-
semester |ungsgrad prifung

Internationales Privat- |V |1 Pfl 2 3 Keine
recht | (Familien- und
Erbrecht)
Internationales Privat- |V |2 Pfl 2 3 Keine
recht Il (Schuld- und
Wirtschaftsrecht) mit
Internationalem Kauf-
recht
Europédisches und in- [V |1 Pfl 2 3 Keine
ternationales Zivilpro-
zessrecht
Ubung im Internationa- (U |2 Pfl 2 3 Keine
len Privatrecht
Modulprifung: Klausur (180 min)
Gesamt lssws| 121p |
Zugangsvoraussetzung keine
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2.1

. Wahlpflichtmodul Grundlagenfacher fir Fortgeschrittene

Lehrveranstaltung Art |Regel- Verpflich- | SWS LP Studienleistung, Modulteil-
semester |tungsgrad prifung

Rechtsphilosophie Vv/U|1 WP 4 6 Keine

Verfassungsgeschichte [V/U (2 WPl 2 3 Keine

der Neuzeit

Privatrechtsgeschichte |V/U|2 WPl 2 3 Keine

der Neuzeit

Seminar zur Rechtsge- [S |1 WPTl 2 6 Keine

schichte/ Rechtsphilo-

sophie

Modulprifung:

Klausur (120 min) oder Hausarbeit

Gesamt 6 oder| 12LP
8 SWS
Zugangsvoraussetzung Keine
Sonstiges Das Modul kann in zwei Optionen belegt werden:

Besuch der drei Vorlesungen (Modulpriifung: eine Klausur in einer der Vorle-
sungen) ODER Besuch eines rechtsgeschichtlichen/rechtsphilosophischen
Seminars und entweder der Vorlesung Rechtsphilosophie oder der rechtsge-
schichtlichen Vorlesungen (Modulpriifung: Hausarbeit)

2.2. Wahlpflichtmodul englische Rechtsterminologie

Lehrveranstaltung

Art |Regel- Verpflich- | SWS LP Studienleistung
semester |tungsgrad

Law

Mini course U 1 WPl 2 4
Legal English SK |1 WPl
Common Law/American{U |1 WPl

Modulprifung:

Klausur (120 min)

Gesamt

lesws| 121p |

Zugangsvoraussetzung

Keine

3. Modul , Berufspraktikum®*

kum

Lehrveranstaltung Art Regel- Verpflich- |[SWS |[LP Studien- Modul-
semester ftungsgrad leistung teilprifung
9 Wochen Berufsprakti- [P |1 Pl - 11 Praktikumsbe- |-

richt und mind-
liche Prasenta-
tion

Modulprifung:

Keine

Gesamt

11LP

22
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Zugangsvoraussetzung |Keine

Legende:

SK = Sprachkurs

U] = Ubung

\% = Vorlesung

Vv/U = Vorlesung mit integrierter Ubung
P = Praktikum

S = Seminar

Pfl = Pflichtlehrveranstaltung

WPl = Wahlpflichtlehrveranstaltung

23



	INHALTSVERZEICHNIS
	§ 1Geltungsbereich, Ziel des Studiums, Zweck der Masterprüfung, akademischer Grad
	§ 2 Zugangsvoraussetzungen
	§ 3Umfang und Art der Masterprüfung
	§ 4Regelstudienzeit, Fristen
	§ 5 Modularisierter Studienaufbau, Leistungspunktesystem, Studienleistungen
	§ 6Studienumfang, Module
	§ 7Prüfungsausschuss
	§ 8Prüferinnen und Prüfer
	§ 9Anrechnung von Prüfungsleistungen
	II. Prüfung
	§ 10Meldung und Zulassung zur Masterprüfung
	§ 11Modulprüfungen
	§ 12Anmeldung zu Modulprüfungen
	§ 13Schriftliche Modulprüfungen
	§ 14Masterarbeit
	§ 15Nichtbestehen und Wiederholung der Masterarbeit
	§ 16Mündliche Abschlussprüfung
	§ 17Bewertung der Prüfungsleistungen
	§ 18Bestehen und Nichtbestehen, Wiederholen von Prüfungen
	§ 19Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß
	§ 20Zeugnis, Urkunde, Diploma Supplement
	III. Schlussbestimmungen
	§ 21Ungültigkeit der Masterprüfung
	§ 22Widerspruch
	§ 23Informationsrecht der Kandidatin oder des Kandidaten
	§ 24 Elektronischer Dokumentenverkehr
	§ 25Inkrafttreten


	Anhang zu den §§ 5, 6, 11-13 : Module

